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1. Einigung der palästinensischen Seite 
und Waffenstillstand mit Israel 
 
Ungleich Arafat kann jede neue palästinensi-
sche Führung nicht mehr autokratisch regie-
ren, sondern muss sich interne Legitimität 
durch eine stärkere Einbeziehung der Opposi-
tion verdienen. Bereits jetzt finden zumindest 
im Gazastreifen strömungsübergreifende Dis-
kussionen über die Verfahrensweise im Fall 
eines Abzugs statt. 
 
Findet der Abzug ohne die vorherige Einigung 
der verschiedenen palästinensischen Organisa-
tionen statt, ist für jede oppositionelle Split-
tergruppe die Torpedierung des Abzugs ein 
Kinderspiel, beispielsweise mit dem Abschuss 
selbstgebauter Kleinraketen auf israelische 
Grenzorte. Die israelische Regierung kündigte 
für diesen Fall bereits ein militärisches Vorge-
hen an. Anschläge weiterer palästinensischer 
Milizen wären die Folge. Die israelische Regie-
rung hätte es innenpolitisch sehr schwer, un-
ter diesen Bedingungen den Abzug fortzufüh-
ren. Auf die palästinensische Innenpolitik 
kann von außen nur schlecht Einfluss ge-
nommen werden, da diese seit langem nicht 
mehr von der gewählten Führung, sondern 
von Basisgruppen und der bewaffneten Op-
position bestimmt wird. Allerdings können 
innerpalästinensische Einigungsbemühungen 

im Gazastreifen nur in einem Klima der relati-
ven Sicherheit für die dortige Bevölkerung ge-
deihen. So wurde beispielsweise die erste öf-
fentliche Konferenz der "Nationalen und Is-
lamischen Kräfte", einem Zusammenschluss 
aller Organisationen auf Basisebene, in Gaza 
Anfang Oktober von der Hamas verschoben, 
weil die israelische Armee damals den Norden 
des Gazastreifens besetzte. Auf der Konferenz 
sollten die Haltung zum israelischen Abzugs-
plan sowie die Politik des "palästinensischen 
Widerstands gegen die israelische Besatzung" 
debattiert werden. Fatah-Angehörige rechne-
ten mit starker Kritik des Raketenbeschusses 
israelischer Grenzorte durch Hamas-Milizen 
auf der Konferenz. 
 
In einer Zeit ausbleibender palästinensischer 
Anschläge in Israel wie jetzt könnte die EU 
deshalb darauf hinwirken, dass israelische 
Luftangriffe, Häuserzerstörungen und interne 
Abriegelungen im Gazastreifen ausgesetzt 
werden, um für die Palästinenser ein Klima für 
Diskussion und Nabelschau zu schaffen. Nach 
dem Stopp bewaffneter Handlungen kann 
auch der Waffenschmuggel aus Ägypten ef-
fektiv eingestellt und damit eine Vorausset-
zung für weitere israelische Abzugsmaßnah-
men geschaffen werden. 
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2. Der Abzugsplan wird in Abstimmung 
mit den Palästinensern umgesetzt 
 
Nach dem Tod Präsident Arafats hat die israe-
lische Regierung bereits angekündigt, mit der 
am 9. Januar 2005 neu gewählten palästinen-
sischen Führung Gespräche aufzunehmen. 
Das Angebot ist bisher auf den Kandidaten 
der Fatah-Bewegung, Mahmud Abbas (Abu 
Masen) beschränkt. Diese Gesprächsbereit-
schaft muss von der EU allgemein eingefor-
dert und gefördert werden. 
 
Nach einer innerpalästinensischen Einigung 
werden die verschiedenen Organisationen ihre 
Milizen zur garantierten Einstellung der Rake-
tenabschüsse auf israelische Grenzorte zum 
Gazastreifen verpflichten. Der israelische Dia-
log mit der neuen palästinensischen Führung 
führt somit zur Stabilisierung der Sicherheits-
lage in Israel. Die israelische Bevölkerung kann 
aufatmen. Unterstützer des Abzugsplans er-
halten Aufwind. Durch die Koordination ent-
steht ebenso Planungssicherheit für die Paläs-
tinenser, von denen bisher viele noch der 
Meinung sind, dass es nie zum israelischen 
Abzug kommen oder dieser nach Beginn wie-
der rückgängig gemacht wird. 
 
 
3. Politische Anreize für die israelische 
und die palästinensische Führung 
 
Die EU muss die Führungen beider Konflikt-
parteien stärken, um ihre Bereitschaft zur 
Fortführung des Abzugsplans zu erhalten. 
Unabhängig davon, wie sich die Zusammen-
setzung der israelischen Regierungskoalition 
entwickelt, wird die siedlergestützte Oppositi-
on zum Abzugsplan bleiben. Die Regierung 
wird ständig für ihre Politik werben müssen. 
Eine Verbesserung der angeschlagenen inter-
nationalen Stellung Israels könnte dazu bei-
tragen, die Stimmung für den Plan zu stärken 
und das politische Klima der „alle Welt ist ge-
gen uns“ zu verändern. Die Unterstützung für 
Israel, aber auch die Verurteilung seiner Be-
satzung muss in internationale Vereinbarun-
gen eingebettet und vor allem praktisch wer-
den. Angebote zur stärkeren Einbindung in 

die EU könnten, ähnlich wie im Falle der Tür-
kei, mit der Aufforderung zur Verbesserung 
der Menschenrechtslage gekoppelt werden. 
 
Im Gegensatz zur Zeit zwischen 1967-93 
kommt heute nicht mehr Israel für den über-
wiegenden Teil der Besatzungskosten auf, 
sondern die internationale Gemeinschaft. Die 
EU ist der größte Geldgeber der Palästinenser. 
Mit koordiniertem Verhalten der Geberländer 
kann auf Israel Druck zur Einhaltung des Ab-
zugsplans ausgeübt werden. Israel muss wie-
der für die Folgen seiner Politik verantwortlich 
gemacht werden, wie es die internationale 
Gesetzgebung vorsieht. 
 
Die palästinensische Bevölkerung wird die 
Verhandlungspolitik ihrer neu gewählten Füh-
rung anhand konkret umgesetzter Forderun-
gen bewerten. Diese sind heute schon be-
kannt und bilden das Gerüst des Programm 
jedes aussichtsreichen Präsidentschaftskandi-
daten. Es sind a) die Wiederaufnahme von 
Verhandlungen mit Israel unter den Vorzei-
chen internationaler Vereinbarungen, b) die 
Gründung eines palästinensischen Staates in 
Westjordanland und Gazastreifen mit Ost-
Jerusalem als Hauptstadt, c) eine Lösung für 
die Flüchtlingsfrage sowie d) die Freilassung 
der politischen Gefangenen. Eine Einwirkung 
der EU auf Israel zunächst zur Freilassung ei-
niger Gefangener und zur Lockerung der Ab-
riegelungen innerhalb der besetzten Gebiete 
könnte schnell für die innenpolitische Legiti-
mierung der neuen palästinensischen Führung 
sorgen. Dazu kommt die verstärkte politische 
Unterstützung demokratischer, verhandlungs-
bereiter Elemente. Der Aufbau transparenter 
Verwaltungsbereiche und einer nach rechts-
staatlichen Prinzipien handelnden Polizei hat 
ohne die professionelle Beratung durch die 
EU-Staaten wenig Chancen. 
 
 
4. Politisch abgesicherte wirtschaftliche 
Aufbauhilfe für die Palästinenser 
 
Während der militärischen Wiederbesetzung 
der palästinensischen Autonomiegebiete 
durch Israel im Jahr 2002 wurden große Teile 
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der dort mit EU-Fördergeldern geschaffenen 
Infrastruktur zerstört. Abgesehen von dem 
Imageverlust für die Gebergemeinschaft in 
den palästinensischen Gebieten hat das Ver-
trauen auf politische Hilfe von Außen über-
haupt abgenommen – ein Grund für den Griff 
zu den Waffen zu Beginn der jetzigen Intifa-
da. Jeder erneute Wiederaufbau muss deshalb 
von israelischen Sicherheitsgarantien für die 
EU-geförderten Güter begleitet sein. 
 
Die wirtschaftliche Lage in den besetzten Ge-
bieten ist verheerend. Gebiete, aus denen sich 
die israelischen Truppen und Siedler zurück-
ziehen, benötigen eine Art Marshall-Plan. Eine 
Voraussetzung für ein günstiges Investitions-
klima im Gazastreifen ist allerdings Mobilität. 
Israel muss die Kontrolle der ägyptisch-
palästinensischen Grenze aufgeben. Der Wie-
deraufbau des zerstörten Flughafens und der 
Aufbau eines Hafens machen nur Sinn, wenn 
Israel nicht mehr den Luftraum und die Küste 
des Gazastreifens dominiert. Ebenso muss 
nach einer Übergangszeit palästinensische 
Mobilität ins Westjordanland gewährleistet 
werden. Für eine längere Übergangszeit müs-
sen Palästinenser wieder Genehmigungen zur 
Arbeit in Israel erhalten. „Hier verändert sich 
nichts“, so ein palästinensischer Analyst in 
Gaza, „wenn die Israelis abziehen, die Gren-
zen abschließen und den Schlüssel ins Meer 
werfen.“ Unter einer Besatzung kann sich 
keine unabhängige Einheit entwickeln. 
 
5. Internationalisierung des Abzugsplans 
und Einbettung in die Road Map 
 
Zur Vertrauensbildung auf beiden Seiten ist 
die internationale Begleitung und Absiche-
rung des Abzugs und der von Israel aufgege-
benen Kontrollfelder notwendig. Abzulehnen 
ist allerdings die direkte Übernahme einzelner 

Bereiche ohne palästinensische Beteiligung, 
um eine Instrumentalisierung durch die Kriti-
ker des Abzugsplans beider Konfliktparteien 
zu vermeiden. Unter externer Anleitung kön-
nen palästinensische Sicherheitskräfte jedoch 
die Grenze nach Ägypten sowie Flug- und 
Seehäfen kontrollieren. 
 
Die Neuauflage des Engagements der EU 
könnte eine internationale Friedenskonferenz 
bilden. In deren Folge können sich beide Sei-
ten unter externer Vermittlung auf verbindli-
che praktische Schritte für den israelischen 
Abzug und begleitende palästinensische 
Maßnahmen einigen. Die Aufbauhilfe der EU 
muss an praxisnahe politische Zusagen beider 
Parteien gebunden sein. Die Bedingung „Kei-
ne Verhandlung unter Feuer“, die beide Kon-
fliktparteien pflegen und die von internationa-
len Akteuren oft übernommen wird, darf kei-
nen Einfluss nehmen. In der Vergangenheit 
konnte dadurch eine Einzelperson stets die 
Friedensanstrengungen mehrerer Staaten un-
terlaufen. Die Nichteinhaltung von Abspra-
chen muss allerdings Sanktionen für beide 
Seiten nach sich ziehen. 
 
Die EU muss sich zu dauerhaftem Engage-
ment verpflichten. Kurzzeitaktivismus schadet 
nur. Ebenso sind die Bevölkerungen beider 
Seiten der regelmäßigen Vorstellung neuer 
Friedenspläne müde. Mit der „Road Map zum 
Frieden im Nahen Osten“ ist bereits ein In-
strument zur Lösung des israelisch-
palästinensischen Konflikts geschaffen. Ihre 
im Nahost-Quartett zusammengeschlossenen 
Initiatoren sind das Forum für eine koor-
dinierte internationale Unterstützung. 
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